65594 Runkel, den 17.09.2008
Niederschrift

über die  25. ordentliche Sitzung der Stadtverordnetenversammlung der Stadt Runkel.

Zu der für heute, Mittwoch, den 17.09.2008, um 19.30 Uhr in den Sitzungssaal des Rathauses in Runkel einberufenen 25. Sitzung der Stadtverordnetenversammlung, zu der ordnungsgemäß geladen war, sind erschienen:

Als stimmberechtigte Stadtverordnete:

	1. Armin Naß

2. Martin Belz

3. Horst Bender

4. Horst Christmann

5. Bernd Eckert

6. Jürgen Arnold

7. Volker Rosbach
8. Michaela Thomas

9. Günter Daniel
10. Rainer Röth
	11. Günter Gebhart

12. Hermann Wilhelm Machoi

13. Hugo Schmidt

14. Wolfgang Falk
15. Dieter Beul
16. Arnold Nies
17. Michael Kilb
18. Erhard Becker

19. Thomas Kuhlisch

20. Bernd Polomski

21. Lothar Burggraf



Seitens des Magistrates:

	1. Bürgermeister Friedhelm Bender
2. Michael Uhl
3. Antonius Duchscherer


	4. Lothar Christl

5. Sabine Hemming

6.   Gertrud Burggraf


Die Mitglieder wurden durch Einladung vom 11.09.2008 ordnungsgemäß einberufen. Die Ladung wurde am 12.09.2008 zugestellt. Zwischen dem Ladungs- und dem Sitzungstag lagen mehr als drei freie Tage. Herr Stadtverordnetenvorsteher Rosbach stellt zu Beginn der Sitzung um  19.35 Uhr die Beschlussfähigkeit der  25. Sitzung der Stadtverordnetenversammlung fest.

Entschuldigt fehlen seitens der CDU-Fraktion die Herren Stadtverordneten Manfred Hastrich, Andreas Dorn, Frank Burggraf, Bernd Eckert und Frau Stadtverordnete Manuela Janz, seitens der SPD-Fraktion die Herren Stadtverordneten  Hans-Albert Brötz, Dr. Gerhard Ruttmann, Hans-Karl Trog, Eberhard Bremser, Klaus Brandes. Des weiteren fehlen die Herren Stadträte Wolf-Dirk Räbiger, Gerd Mannes und Theo Schmidt. 
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Tagesordnung:
Punkt 1

Anfragen an den Magistrat
Punkt 2

Neuaufstellung eines Flächennutzungsplans für den Stadtbereich Runkel;

hier: 
- Abwägungsbeschluss zum durchgeführten Verfahren gemäß § 3 Abs. 2 BauGB 


- Feststellungsbeschluss des Flächennutzungsplans


- Billigung der Begründung mit Umweltbericht

Punkt 3
Bebauungsplan „Im Langgarten, 3. Änderung“;
hier: 
- Fassung des Aufstellungsbeschlusses gemäß § 2 BauGB


- Beschluss der Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB


- Beschluss der frühzeitigen Behördenbeteiligung gemäß § 4 Abs. 1 BauGB

Punkt 4
Bebauungsplan „Campingplatz, 1. Änderung“;
hier: 
- Fassung des Aufstellungsbeschlusses gemäß § 2 BauGB


- Beschluss der Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB


- Beschluss der frühzeitigen Behördenbeteiligung gemäß § 4 Abs. 1 BauGB
Punkt 5

Sanierung des Gebäudes der ehemaligen Signalmeisterei in Runkel;

hier: 
Bereitstellung von Finanzmitteln

Punkt 6
Mitteilungen des Magistrats
Zunächst begrüßt Herr Stadtverordnetenvorsteher Rosbach die anwesenden Gäste und insbesondere die Vertreter der heimischen Presse.

Anschließend stellt Herr Stadtverordnetenvorsteher Rosbach fest, dass zur Tagesordnung keine Änderungswünsche vorliegen.

Herr Bürgermeister Bender informiert über den Gesundheitszustand von Herrn Stadtrat Mannes und wünscht ihm weiterhin gute Genesung.
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Punkt 1

Anfragen an den Magistrat

Herr Bürgermeister Bender teilt mit, dass Anfragen der CDU-Fraktion und der Bürgerliste vorliegen.
Die Anfragen der CDU lauten wie folgt:

Die CDU-Fraktion bittet, nachfolgende Anfragen in der Sitzung der Stadtverordnetenversammlung am 17.09.2008 zu beantworten.

1. Im Stadtteil Eschenau soll eine Tempo 30 Zone eingerichtet werden. Angeblich soll diese vom Ortseingang aus Richtung Schupbach bis zur Dorfmitte verlaufen.
a) Wer hat die Einrichtung veranlasst?

b) Weshalb wurde der Ortsbeirat nicht im Vorfeld in den Entscheidungsprozess eingebunden, wie es laut Hessischer Gemeindeordnung § 82 vorgesehen ist?
2. Warum erhalten die Fraktionsvorsitzenden keine Magistratsprotokolle mehr?

3. Im Rahmen der Sanierung des alten Kindergartens sollte eine Kostenschätzung unter Beachtung des Denkmalschutzes erfolgen. 

a) Liegt dem Magistrat mittlerweile eine Kostenschätzung im Rahmen eines Gutachtens vor?

b) Wie hoch belaufen sich die Kosten für die Gesamtsanierung?

c) Falls ein Gutachten vorliegt, kann dieses den Fraktionen, auch im Hinblick auf die Haushaltsberatung, zur Verfügung gestellt werden? 
Mit freundlichen Grüßen

Armin Naß

Fraktionsvorsitzender

Herr Bürgermeister Bender beantwortet wie folgt die Fragen:
Zu 1.

Am Ortseingang von Eschenau aus Richtung Schupbach mündet von rechts her ein Wirtschaftsweg auf die K 449. Aufgrund der Kurvensituation in diesem Bereich in Verbindung mit dem starken Gefälle der Kreisstraße und den damit verbundenen gefahrenen Geschwindigkeiten kommt es zu gefährlichen Verkehrssituationen, wenn landwirtschaftliche Fahrzeuge auf die Kreisstraße auffahren.

Anlässlich eines Ortstermins mit H. Kexel, Kreisausschuss, H. VKS Hahn, Herrn Ordnungspolizist August und Herrn Kremer, Bauamt, bestand Einvernehmen darüber, aufgrund der geschilderten Situation das VZ 274-53 anzuordnen. Das in diesem Bereich bereits vorhandene VZ 136-10 soll in Richtung Ortslage versetzt werden.
Eine entsprechende verkehrsbehördliche Anordnung gegenüber der Kreisverwaltung Limburg erfolgte durch den Bürgermeister als örtliche Ordnungsbehörde mit Schreiben vom 23.06.2008.
Herr Bürgermeister Bender sieht keine Außerachtlassung der Interessen des Ortsbeirates oder speziell der Bürgerinnen und Bürger von Eschenau.

In der Geschäftsordnung unter § 2 steht: 
Ausübung des Anhörungsrechts des Ortsbeirats, dort sind, was den Verkehr auf Straßen anlangt,  die Buchstaben G und H genannt. Dies ist im Wesentlichen angelehnt an den § 82 HGO. 
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1. Wichtige Angelegenheiten sind: 
Straßenbenennung, Gestaltung der Verkehrsführung (Buchstabe G + H) im Stadtteil und deren Änderung. Da diese 30iger-Reduzierung das Anbringen einer verkehrsmäßigen Veränderung sprich Beeinträchtigung als solche nur zum Wohle der Leute ausmacht und dieses Gutachten, wie o.g. ausgefallen ist, sieht der Bürgermeister nicht die Interessen des Ortsbeirates übergangen zu haben.
Zu 2.

Laut  Magistratsbeschluss vom 28.09.2005 sieht der Magistrat mit sofortiger Wirkung davon ab, die Magistratsprotokolle wegen Verletzung der Verschwiegenheit an die Fraktionsvorsitzenden zu verschicken. Die Stadtverordnetenversammlung wurde mündlich informiert.
Herr Stadtverordnetenvorsteher Rosbach bittet darum, dass ein Auszug des Magistratsbeschlusses der Niederschrift beigefügt wird. 
Zu 3.

a) Ja.
b) Die Kosten belaufen sich auf 315.00,-- €. Durch einen Architekten wurde ein dreigeteilter Vorgehensplan ausgearbeitet. Teil 1 betrifft  das Dach  (Kosten ca. 116.000,-- €). Hierfür bekommen wir einen Zuschuss von 30.000,-- €.     

c) Das Gutachten des Denkmalamtes wird den Fraktionen ausgehändigt, sobald dieses der Stadt Runkel vorliegt.
Die Anfragen der BL lauten wie folgt:

Wir bitten, in der Stadtverordnetenversammlung am 17.09.2008 folgende Fragen zu beantworten:

1. In der Stadtverordnetenversammlung am 18.06.2008 berichtete Herr Bürgermeister Bender, dass die Umbaumaßnahmen im Bereich des „Runkeler Börnchens“ abgeschlossen seien.

Wie hoch waren die Gesamtkosten für diese Umbaumaßnahmen einschließlich der in unmittelbarer Nähe erfolgten Umgestaltung der Anlagen mit den erweiterten Parkmöglichkeiten?

2. In der Sitzung am 21.11.2007  wurde von der Stadtverordnetenversammlung beschlossen, dass jeweils in der letzten Sitzung vor der Sommerpause vom Magistrat ein Bericht über die Umsetzung und den Umsetzungsstand der für das Haushaltsjahr beschlossenen Investitionen gegeben wird. Dieser Bericht steht noch aus. Wir bitten um Nachholung des Berichtes.

3. Auf unsere Anfrage anlässlich der Stadtverordnetenversammlung vom 18.06.2008 zu den Autoausstellungsgeländen gegenüber der Tankstelle in Eschhofen und in der Nähe des Penny-Marktes im Industriegebiet sagte der Bürgermeister, dass er den zuständigen Sachbearbeiter beauftragen werde, sich von den Gegebenheiten zu überzeugen und gegebenenfalls die Kreisverwaltung einzuschalten. 

a) Hat hier ein Besuch des zuständigen Sachbearbeiters stattgefunden und wenn ja, zu welchem Ergebnis ist er gekommen?

b) Wenn nein, wann überzeugt sich der Sachbearbeiter davon, ob hier Umweltverschmutzungen, speziell Bodenverunreinigung mit Motoröl, Bremsflüssigkeit oder Benzin, erfolgen? 

Mit freundlichen Grüßen

Erhard Becker
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Herr Bürgermeister Bender beantwortet wie folgt die Fragen:

Zu 1.

Unter der HH-Stelle 631-9600, Baumaßnahme Tiefbau Börnchen Runkel, haben wir einen HH-Ansatz von 10.000,-- €. Verausgabt sind 9.885,03 €. In diesen Maßnahmen ist alles, außer die Arbeitsstunden der Bauhofmitarbeiter, enthalten. 

Zu 2.

Da der genehmigte Haushalt erst nach der Sommerpause eingegangen ist, gibt Herr Bürgermeister Bender die Investitionsmaßnahmen mündlich bekannt.
Wartehalle Sportplatz Steeden – zurzeit werden Angebote eingeholt.
I.Bauabschnitt Rosengartenstraße Steeden – die Maßnahme ist derzeit zurückgestellt.
III.Bauabschnitt Hauptstraße Wirbelau – die Maßnahme wird im Oktober 2008 ausgeschrieben.
II. Bauabschnitt Hohlstraße Ennerich – die Maßnahme läuft und liegt im zeitlichen Plan

Treppenanlage Katzenstein/Dallenberg Schadeck – zurzeit werden Angebote eingeholt. 

Neuanlage am Börnchen Runkel – Arbeiten sind abgeschlossen.
Dorfplatz Dehrn – die Maßnahme läuft.
Sanierung Friedhofsmauer Hofen – zurzeit werden Angebote eingeholt.
Urnenwand Friedhof Wirbelau – ein Angebot liegt vor, ein weiteres Angebot wird eingeholt.
Friedhofstoilette Runkel – planungsrechtliche Zulässigkeit wird geprüft.
Theke Bürgerhaus Arfurt – diese Maßnahme ist beauftragt.
Küche Bürgerhaus Arfurt – die Maßnahme ist durchgeführt.
Küche Bürgerhaus Dehrn – hierzu liegen die Angebote vor, Absprache mit Vereinen erfolgt.
Ankauf alter Bahnhof Steeden – ein Gestaltungsgespräch mit dem Ortsbeirat findet statt.
Sachstand Fenster alter Kindergarten Runkel – die Maßnahme ist zurzeit in Vorbereitung.
Zu 3.

Autohandel neben dem Penny-Markt in Ennerich, Großmannswiese 6

Die Betreiber der v. g. Firma sind die Herren Mohebbi Nayeh, Mohammed Reza, Taheri Delshad und Mostafa Walid.

Am 15.09.2008 wurde durch Herrn Kremer (Bauamt) in Sachen schädliche Bodenverunreinigung eine örtliche Überprüfung durchgeführt.

Auf dem Gelände wurden keine Verunreinigungen speziell mit Motoröl, Bremsflüssigkeit etc. festgestellt.

Von daher besteht hier zurzeit kein Handlungsbedarf.

Autohandel gegenüber der Tankstelle in Eschhofen, Limburger Straße 36
Der Eigentümer der v.g. Firma ist ein Herr Fadi Wehbe, wohnhaft im Sandweg 40 in Elz.

Die in Rede stehende Firma wurde am 15.09.2008 von Herrn Kremer (Bauamt) aufgesucht. Er stellte fest, dass mehrere Ölflecken auf dem Schotterplatz vorhanden waren. 

Zuständigkeitshalber setzte sich der Unterzeichner am 16.09.2008 mit der Kreisverwaltung „Untere Wasserbehörde“, Herrn Steger, in Verbindung.

Wie Herr Steger sich äußerte, muss hier ein hinreichender Verdacht der Bodenverunreinigung vorliegen. Eventuell muss hier ein Bodengutachten in Auftrag gegeben werden. Die Verhältnismäßigkeit findet hier Berücksichtigung.
Herr Schumann, Ordnungsamt, hat am 18.09.2008 mit Herrn Steger einen Ortstermin.

In der Angelegenheit wird weiter Bericht erstattet.
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Punkt 2

Neuaufstellung eines Flächennutzungsplans für den Stadtbereich Runkel;

hier: 
- Abwägungsbeschluss zum durchgeführten Verfahren gemäß § 3 Abs. 2 BauGB 


- Feststellungsbeschluss des Flächennutzungsplans


- Billigung der Begründung mit Umweltbericht

Beschluss:

1. Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Runkel beschließt, die im Rahmen des durchgeführten Verfahrens gemäß § 3 Abs. 2 BauGB vom 03.12.2007 bis 11.01.2008 eingegangenen Anregungen und Bedenken gemäß den Empfehlungen des Planers, abzuwägen. Die Empfehlungen werden zum Bestandteil des Protokolls erklärt.
2. Die im Rahmen der vorangegangenen Verfahren gemäß BauGB vorgebrachten Belange und Anregungen wurden bereits behandelt und abgewogen. Die Darstellungen der Flächennutzungsplanänderung sind das Ergebnis einer gerechten Abwägung aller erkennbaren öffentlichen und privaten Belange gegeneinander und untereinander. Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Runkel beschließt den Flächennutzungsplan mit Ausnahme der rot umrandeten Fläche östlich des Stadtteils Schadeck in der Planfassung Juli 2008 – Entwurf zur Feststellung.

3. Der Begründung mit Umweltbericht wird zugestimmt.

Abstimmung:

Einstimmig
Punkt 3
Bebauungsplan „Im Langgarten, 3. Änderung“;
hier: 
- Fassung des Aufstellungsbeschlusses gemäß § 2 BauGB


- Beschluss der Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB


- Beschluss der frühzeitigen Behördenbeteiligung gemäß § 4 Abs. 1 BauGB

Herr Bürgermeister Bender erläutert ausführlich die Verwaltungsvorlage. 
Die CDU-Fraktion stellt den Antrag auf Rückverweisung in den Magistrat, da die Verwaltungsvorlage nicht den Vorgaben durch die Stadtverordnetenversammlung entspricht. In der Stadtverordnetenversammlung wurde beschlossen, einen Rundweg für die Altenwohnanlage zu schaffen und nicht wie in der heute vorgelegten Verwaltungsvorlage, eine Parkanlage herzustellen. 
Herr Stadtverordneter Daniel (SPD) kann der vorgelegten Beschlussvorlage zustimmen. Die SPD-Fraktion ist der Meinung, dass der Rundweg mit der jetzt vorgelegten Planung durchaus in Einklang zu bringen ist. Der damalige Beschluss sollte lediglich dazu führen, dass die Bewohner des Altenheims mit ihren Besuchern größere Bewegungsmöglichkeiten haben. Dies wird durch die vorgelegte Planung (Park ähnliche Anlage, aufgelockerte Bebauung) keineswegs eingeschränkt. 

Herr Stadtrat Uhl ist über die Mitteilung des Herrn Stadtverordneten Arnold erstaunt. Herr Stadtverordneter Dr. Ruttmann begründete seinerzeit den Antrag der SPD-Fraktion, den Rundweg herzustellen. Auf Ergänzung der CDU-Fraktion, die Wert darauf legte, dass das gesamte Gebiet beplant wird, hat das Parlament beschlossen, das Ganze umfänglicher zu planen.
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Herr Stadtverordneter Arnold führt aus, dass die CDU-Fraktion damals gesagt hat, dazu steht sie noch heute, dass die Problematik darin besteht, 3 Bebauungspläne zu haben, die eigentlich von der Konzeptionierung zusammengehören. Wir wollten in dem Gesamtrahmen etwas schaffen, was eine ausgewogene Nutzung für das Altenheim ermöglicht. 
Es war auf ausdrückliche Bitte des Bürgermeisters, der gesagt hat, wir wollen unbedingt diese Planungskosten haben, um dies alles zu ermitteln zu können. 

Jetzt wird ein Bebauungsplan zur Abstimmung vorgelegt, wo wir ganz einfach sagen, das haben wir in dieser Art und Weise mit den entsprechenden Erläuterungen im Parlament noch nicht zur Kenntnis genommen. In den Bauausschusssitzungen wurde gesagt, dass das optimale Verfahren hierfür ein Vorhaben bezogener Bebauungsplan ist, um sicher zu stellen, dass nachher die Freiflächen, die wir als aufgelockertes Ensemble haben wollen, auch so verwirklicht werden. Es kann sonst später eine Abweichung, was das Baurecht ja hergibt, beantragt werden, einen weiteren Gebäudekomplex auf das Grundstück zu setzen. 

Herr Bürgermeister Bender teilt mit, dass das was damals in der Stadtverordnetenversammlung beschlossen wurde, mit diesen vorliegenden Plänen genau realisiert wird. Bisher ist mit dem Investor nur Einvernehmen hergestellt. 
Herr Stadtverordnetenvorsteher Rosbach lässt über den Antrag der CDU-Fraktion abstimmen.

Abstimmung:

8 Ja-Stimmen

11 Nein-Stimmen
2 Enthaltungen 

Somit ist der Antrag auf Rückverweisung in den Magistrat abgelehnt.
Beschluss:
Die Stadtverordnetenversammlung beschließt den Aufstellungsbeschluss für den Bebauungsplan „Im Langgarten, 3. Änderung“ gemäß § 2 BauGB. Weiterhin beschließt das Parlament die Durchführung der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB und die Durchführung der frühzeitigen Behördenbeteiligung gemäß § 4 Abs. 1 BauGB.

Abstimmung:

11 Ja-Stimmen
8 Nein-Stimmen
2 Enthaltungen
Punkt 4
Bebauungsplan „Campingplatz, 1. Änderung“;
hier: 
- Fassung des Aufstellungsbeschlusses gemäß § 2 BauGB


- Beschluss der Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB


- Beschluss der frühzeitigen Behördenbeteiligung gemäß § 4 Abs. 1 BauGB
Beschluss:

Die Stadtverordnetenversammlung, den Aufstellungsbeschluss für den Bebauungsplan „Campingplatz, 1. Änderung“ gemäß § 2 BauGB. Weiterhin beschließt das Parlament die Durchführung der frühzeitigen Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB und den Beschluss für die Durchführung der frühzeitigen Behördenbeteiligung gemäß § 4 Abs. 1 BauGB.

Abstimmung:

19 Ja-Stimmen
2 Enthaltungen
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Punkt 5

Sanierung des Gebäudes der ehemaligen Signalmeisterei in Runkel;

hier: 
Bereitstellung von Finanzmitteln

Herr Bürgermeister Bender erläutert die Verwaltungsvorlage.
Herr Stadtverordneter Becker (BL) stellt den Antrag auf Rückverweisung in den Magistrat, um die Sache neu zu besprechen und dann der Stadtverordnetenversammlung Alternativen vorzuschlagen. 
Herr Stadtverordneter Daniel (SPD) führt aus, dass die SPD-Fraktion bei eingehender Beratung dieses Tagesordnungspunktes kein einheitliches Meinungsbild herstellen konnte. Auch sieht die SPD-Fraktion hierzu einen Zeitbedarf und stimmt dem Rückverweisungsantrag der BL zur erneuten Beratung zu. 

Beschluss:

Die Stadtverordnetenversammlung stimmt mehrheitlich dem Antrag zur Rückverweisung zur erneuten Beratung in den Magistrat zu.

Abstimmung:

19 Ja-Stimmen

2 Enthaltungen

Herr Stadtverordneter Beul verlässt um 20.50 Uhr die Sitzung.

Punkt 6
Mitteilungen des Magistrats
1)
Die Sanierungsarbeiten der alten Lahnbrücke in Runkel beginnen im Oktober 2008 und dauern ca. 6 Wochen.

2)

Der Abriss des Hauses in der Steedener Hauptstraße ist abgeschlossen (Anwesen Vollstedt). Ende September findet ein Gespräch zwecks Besprechung der Gestaltung mit dem Ortsbeirat Steeden vor Ort statt.
3)

Die Arbeiten an der Neugestaltung bzw. Schaffung des neuen Kleinfeld-Kunstrasenplatzes in Wirbelau haben begonnen. Zeit- und Kostenrahmen werden nach jetzigem Stand absolut eingehalten.

4)

Die Gestaltung des Dorfmittelpunktes in Dehrn ist weit fortgeschritten. Auch hier bewegt man sich finanziell vollkommen im Rahmen.

5)

Der SV Arfurt hat zwischenzeitlich einen Antrag auf Umwandlung des derzeitigen Tennenplatzes in einen Rasenplatz eingereicht.

Der Planer für unser Sportstättenkonzept wird sämtliche Vorarbeiten in den nächsten 2 – 3 Wochen abgeschlossen haben, womit dann dieses Konzept in die Stadtverordnetenversammlung am 22.10.2008 eingebracht und beraten werden kann. 
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6)

Gestern ist eine umfängliche Unterschriftenliste von Einwohnern in Dehrn wegen der Lärmentwicklung durch die Entstehung der Teilortsumgehung Dehrn eingegangen. 
Die Stadt sieht vor, eine Bürger-Infoveranstaltung unter Hinzuziehung des ASV Dillenburg durchzuführen.                  

7)

Kommende Woche findet ein Pressetermin zur Rahmenvereinbarung Schulsozialarbeit statt.

8)

Die Kosten für die Doppik-Einführung belaufen sich zurzeit auf ca. 127.500,-- €. 
Nachdem keine weiteren Fragen vorliegen, schließt Herr Stadtverordnetenvorsteher Rosbach um 21.05 Uhr die Sitzung.

(Rosbach)




(Gabb)

Stadtverordnetenvorsteher


Schriftführerin










